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Die Ukraine ist der größte rein europäische Flächenstaat und die im Hinblick auf die Bevölkerungszahl (nach Russland) zweitstärkste postsowjetische Republik mit einem großen Potenzial in Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur. Dennoch fehlt es in der westeuropäischen Öffentlichkeit, Politik, (Politik-)Wissenschaft und Medienlandschaft vielfach immer noch an der Anerkennung der Bedeutung einer stabilen Ukraine für Frieden und Sicherheit in Europa und in den internationalen Beziehungen überhaupt.

In der EU dominiert seit dem Zerfall der UdSSR Ende 1991 eine „Russia first“-Politik, die bereit ist, Präsident Wladimir Putin vieles „nachzusehen“ – die Errichtung eines autoritären und kleptokratischen Regimes im eigenen Land, die Militarisierung der Gesellschaft und Hochrüstung der Streitkräfte, den Krieg im separatistischen nordkaukasischen Tschetschenien (1999-2009), die Militärintervention gegen Georgien plus Anerkennung der „Unabhängigkeit“ der dortigen „puppet states“ Abchasien und Südossetien im August 2008, die Annexion der Halbinsel Krim im März 2014 und die Entfesselung eines Krieges in der ostukrainischen Region Donbass im Folgemonat, ab 2015 das militärische Eingreifen in Syrien (zusammen mit einem iranischen Expeditionskorps und der islamistischen „Hisbollah“) an der Seite von Präsident Assad mit seinen Giftgaseinsätzen und Fassbomben auf die Zivilbevölkerung, die Beeinflussung von Wahlen und Abstimmungen im westlichen Ausland (mit der Wahl von Donald Trump zum Präsidenten der USA im November 2016 als Höhepunkt), den Bruch zahlreicher internationaler und bilateraler Verträge und Abkommen, die Ermordung von „Verrätern“ insbesondere in Großbritannien usw. 

Die geographisch zwischen der EU und Russland gelegene Ukraine war stets ein ganz besonderes „Objekt der Aufmerksamkeit“ Moskaus, ist doch dort seit vielen Jahren offen davon die Rede, dass ohne den „kleinen slawischen Bruder“ eine Wiederherstellung eines (konkret wie auch immer beschaffenen) russischen „Imperiums“ aussichtslos oder unmöglich sei. Die Ukraine werde, so heißt es in Russland explizit, früher oder später ja doch „zurückkehren“; ihre Unabhängigkeit sei ein „Fehler der Geschichte“, der nur darauf warte rückgängig gemacht zu werden. Putin selbst sprach wiederholt davon, dass Russen und Ukrainer und Weißrussen „ein Volk“ seien (sodass die Unabhängigkeit der Ukraine und Weißrusslands von Russland überhaupt keinen Sinn mache – wozu solle man „ein Volk“ auf drei Länder aufteilen?). Russland hatte am Gelingen des Projekts „unabhängige Ukraine“ ab 1991 nicht nur kein Interesse, sondern versuchte, dieses – und zwar insbesondere seit 1999, also dem Aufstieg Putins zur Macht im Kreml – aktiv zum Scheitern zu bringen.

In der EU und in Nordamerika bemühte man sich freilich nach Kräften, diese russischen Diskurse zu „überhören“. Dazu gehörte auch ein stets nur minimales Engagement für die Ukraine und ihre Anliegen. Die zahlreichen Schwierigkeiten des jungen Staates wiederum würde kein seriöser Beobachter alleine mit russischem Einfluss „erklären“, sind sie doch zum größten Teil eindeutig „hausgemacht“ (sie wurden dann allerdings von Russland nach Kräften und „gekonnt“ ausgenutzt). So befindet Marian Madeła in seiner vorliegenden Untersuchung mit guten Gründen, dass die ersten beiden Jahrzehnte nach der Unabhängigkeit der Ukraine durchaus als „verlorene Zeit“ gelten können, in der das Land immer mehr den Anschluss an die postkommunistischen Staaten Ostmitteleuropas verlor und politische Instabilität wie wirtschaftliche Stagnation herrschten. Ein Konsens über die außen-, innen- und sicherheitspolitische, wirtschaftliche, kulturelle usw. Entwicklungsrichtung der Ukraine existierte zumindest bis 2014 weder in den Eliten noch in der Bevölkerung; die Vorstellungen dazu gingen diametral auseinander. 

Dieser Stand der Dinge war gleichzeitig Folge wie Ursache der inhomogenen Ausprägung einer ukrainisch-nationalen Identität im Land, deren Intensität von Westen nach Osten (Donbass) und Süden (Krim) signifikant abnahm; dort waren prorussische (oder sogar „prosowjetische“) Stimmungen immer sehr stark gewesen, was sich auch in entsprechenden Wahlergebnissen niederschlug. Der Donbass war nicht zufällig die politische Heimat von Viktor Janukowytsch und seiner „Partei der Regionen“. Er hatte, 2010 zum Präsidenten gewählt, im November 2013 die Unterzeichnung eines fertig ausgehandelten Assoziierungsabkommens mit der EU abgelehnt und damit in Kyiv und anderen Städten Massenproteste ausgelöst, die ihm schließlich, im Februar 2014, das Amt kosteten; er floh nach Russland, das bereits wenige Tage später die – zweifellos lange und gut vorbereitete – Besetzung der Krim startete, der schon im März die Annexion folgte. Kurz darauf eröffnete Russland in der ostukrainischen Region Donbass einen unerklärten (bis heute nicht beendeten) Krieg und errichtete in Gestalt der „Donezker Volksrepublik“ und der „Lugansker Volksrepublik“ zwei separatistische Staatsgebilde bzw. „puppet states“, die sich der Kontrolle der Regierung in Kyiv seit damals konsequent entziehen. Im Frühjahr 2014 krachte es vernehmlich im Gebälk des ganzen ukrainischen Staatsgefüges. Dann allerdings kam es zu einer Anspannung aller Kräfte und dem Aufbau von politischem, militärischem und rüstungswirtschaftlichem, aber auch medien- und kulturpolitischem Widerstand, dessen Umfang die Kremlführung überrascht haben dürfte. Russische Versuche, auch in anderen Städten – so insbesondere Charkiw und Odessa – Unruhe zu schüren und prorussische „Bewegungen“ zu Machtfaktoren zu machen, scheiterten bald. 

Vor diesem Hintergrund entfaltet sich das analytische Szenario des vorliegenden Buches. Marian Madeła geht generell der Frage nach, welche Reformen seit dem Machtwechsel in Kyiv im Februar 2014 angegangen wurden und wie der bislang erzielte Fortschritt im Kontext der politikwissenschaftlichen Transformationsforschung einzustufen ist. Dazu untersucht er zunächst die allgemeinen Ursachen für Systemtransformation, vermittelt einen Überblick über die wesentlichen Etappen des Transformationsprozesses in der Ukraine und präsentiert eine Auswahl wissenschaftlicher Erklärungsversuche zu der Frage, warum welche Reformen bisher gescheitert sind oder jedenfalls nicht die erwünschten Ergebnisse geliefert haben. Einer der Gründe dafür ist jedenfalls, dass viele Institutionen der unabhängigen Ukraine immer unter Ineffektivität und Korruption gelitten haben. Deren Bekämpfung ist eines der zentralen Reformvorhaben, schwächt sie doch auch die in Kriegszeiten besonders geforderten Sicherheitsorgane. Die wichtigste Erklärung für ausbleibende oder unzureichende Reformen liefere aber, so Marian Madeła unter Berufung auf Henry E. Hale und Robert W. Orttung, das Problem einer unzureichend ausgeprägten, in sich nicht völlig konsolidierten Staatlichkeit. Der laufende Modernisierungsprozess müsse daher „auf die Festigung der Grundlagen der Staatlichkeit abstellen“. Marian Madeła konstatiert aber – jedenfalls im Vergleich mit 2014 – eine Verbesserung der Lage, was sich auch und gerade in einer Stärkung der Streitkräfte und des Sicherheitsapparats – und damit der Verteidigungsfähigkeit – des Landes niederschlage.

Besonderes Augenmerk widmet die vorliegende Studie der Reform des Staatsdienstes und der öffentlichen Verwaltung, haben doch seit 1991 ausgebliebene oder verschleppte Reformen dazu geführt, dass dieser Bereich als ineffektiv und veraltet galt (und teilweise immer noch gilt). Von Kritikern wird insbesondere bemängelt, dass es in der Verwaltung weder zu spürbaren Kürzungen und Kündigungen alter Kader noch zu relevanten Neueinstellungen gekommen ist. Das Festhalten an altem Personal bedeutet freilich, dass eine Behebung der Missstände und Qualitätsverbesserungen der Leistungen für die Bevölkerung schwieriger bzw. unwahrscheinlicher werden.

Die Wirtschaftslage der Ukraine ist anhaltend angespannt, wenngleich nach einem Rückgang der Wirtschaftsleistung 2014 und 2015 eine gewisse Erholung eingetreten ist. Zu den wichtigsten Rahmenbedingungen jeglicher Reform gehört das „Wiedererstarken der oligarchischen Kräfte“ (so Marian Madeła wörtlich), unter deren massivem Einfluss die Ukraine seit Beginn der 1990er Jahre steht. Politische Patronage, Klientelismus, Korruption und ein aus der Zeit gefallener Hang zu systematischer Intransparenz auch in tragenden Institutionen des Staates sind weiterhin omnipräsent. Verschiedene Beobachter haben auf das scheinbare Oxymoron hingewiesen, dass die Aufgabe, den ukrainischen Staat auf „neue Füße zu stellen“, aufgrund des ausgebliebenen Elitenwandels zu einem erheblichen Teil jenen Kräften zufällt, die für die zahlreichen Missstände ursächlich verantwortlich sind. Marian Madeła stellt die Erfolge und das Scheitern verschiedener Reformbemühungen einander gegenüber und befindet, dass in mehreren Bereichen – wenngleich nicht selten gegen den erkennbaren Willen von Teilen der alteingesessenen Eliten – Fortschritte erzielt worden sind. Von den (relativ kleinen) baltischen Republiken Estland, Lettland und Litauen abgesehen ist das Ausmaß des ukrainischen Umbau- und Erneuerungsprozesses seit 2014 unter den postsowjetischen Staaten beispiellos.

Marian Madełas Studie konzentriert sich auf den Verlauf des Reformprozesses bis Herbst 2017. Definitive Ergebnisse kann sie zwangsläufig nicht liefern, da alle behandelten Vorgänge noch im Fluss sind. Die vorläufigen Resultate der Analyse der jüngsten Vergangenheit sind allerdings aufschlussreich genug und liefern wichtige Hinweise auf Tendenzen, die sich auch in der überschaubaren Zukunft fortsetzen dürften. 

Andauern wird auch der Umstand, dass alles, was im Land geschieht, unter dem Schatten der militärischen Okkupation von ca. 7% des Territoriums, nämlich der Krim und von Teilen des Donbass, durch Russland steht. Die EU, der die Ukraine beitreten möchte, sollte in ihrer unmittelbaren Umgebung eigentlich keine rechtswidrigen Grenzänderungen und Invasionen in Nachbarstaaten durch Russland hinnehmen. Dessen militärisches Vorgehen gegen die Ukraine dient(e) auch und gerade der Verhinderung ihrer Annäherung an die EU mit dem Ziel einer Mitgliedschaft. Es ist denn auch nicht zu sehen, wie die Ukraine der EU jemals betreten könnte, wenn ihre Regierung nicht ihr gesamtes Territorium kontrolliert (das nach wie vor geteilte Zypern ist kein ermutigendes Beispiel).

Marian Madełas Folgerungen sind nicht alleine für die Ukraine, sondern auch für andere Länder und internationale Organisationen relevant, die mit ihr zu tun haben bzw. als Geldgeber und Berater fungieren. Das betrifft auch und gerade Politiker in den deutschsprachigen Ländern, die Entscheidungen treffen, die massive Auswirkungen auf die Ukraine haben – so z.B. über die von Russland forcierte Erdgaspipeline „Nord Stream“ durch die Ostsee, mit der Moskau einmal mehr die Ukraine als Transitland umgehen und gleichzeitig die Abhängigkeit der EU von russischem Gas ausbauen will. 

Die EU sollte Kyiv auf ihrem diffizilen Weg in die Zukunft stärker unterstützen (wenngleich natürlich nicht „unkritisch“; so gilt es, die Verwendung finanzieller Mittel genau zu prüfen, um die Wahrscheinlichkeit von Missbrauch zu reduzieren), verdienen doch die Menschen in der Ukraine Respekt und Unterstützung für ihr Bestreben, in ihrem Land in Würde und Freiheit zu leben. Die Frage, ob sich Demokratie oder autoritärer Nationalismus nach dem „Vorbild“ von Putins Russland durchsetzt, wird auch und gerade in der Ukraine entschieden.

Die vorliegende Untersuchung stützt sich auf eine breite Quellenbasis u.a. aus der Ukraine selbst (darunter Interviews mit Akteuren des Reformprozesses) und rekapituliert die thematisch einschlägige Literatur. Marian Madeła, der die Ukraine gut kennt, unternimmt eine illusionslose Bestandaufnahme und kombiniert dabei Sympathie für die Ukraine mit der Bereitschaft, ihre Probleme klar beim Namen zu nennen. Insgesamt: Dieser Studie kann guten Gewissens größtmögliche Verbreitung gewünscht werden.

 




1 Einleitung

„Ukraine has made generational choice and keeps marching towards Europe – whether Europe wants it or not.“1

Obwohl es sich bei der Ukraine um einen der flächenmäßig größten Staaten Europas handelt, fristete das Land sowohl in der europäischen Außenpolitik als auch in der politikwissenschaftlichen Betrachtung lange Zeit ein Schattendasein. Vielen galt und gilt der ukrainische Staat als notorisch politisch instabil und ökonomisch rückständig, seine Bedeutung als politische Akteur in Osteuropa als vernachlässigbar. Zumindest die Wahrnehmung hat sich mit der Maidanrevolution entscheidend verändert, die Vorgänge im Land am Dnipro werden wieder verstärkt bemerkt, die Ukraine kehrt langsam ins Bewusstsein Europas zurück. 

Nichtsdestotrotz sind das Verständnis innerukrainischer, politischer und sozialer Prozesse einerseits sowie die Kenntnis außenpolitischer Zusammenhänge andererseits im Vergleich zu anderen Regionen Europas, etwa den Visegrad- oder Balkanstaaten in ungerechtfertigtem Maße schwach entwickelt, wie sich im Zuge der Annexion der Krim durch Russland 2014 zeigte. Diese Arbeit will einen dazu Beitrag leisten, die jüngsten Entwicklungen und Modernisierungsbestrebungen in der Ukraine zu erklären und zu kontextualisieren.

Dass eine eingehendere Auseinandersetzung mit den Entwicklungen in der Ukraine von besonderer Relevanz ist, steht nach Ansicht des Verfassers außer Frage. War die Ukraine bereits im Zuge der Orangen Revolution für einen kurzen Zeitraum ins Zentrum der Aufmerksamkeit europäischer Politik gerückt, so verschwand es bald wieder vom Radar, galt doch im Westen der Modernisierungsprozess schnell als gescheitert, die politische Elite als verantwortungslos und der ukrainische Staat als unheilbar korrumpiert. Darüber hinaus hatten sich im Laufe der Zeit stereotype Wahrnehmungen wie die des innerlich gespaltenen und zu politischen Grundsatzentscheidungen unfähigen Landes verselbstständigt.2 

Dementsprechend schlecht stand es um die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Ukraine im deutschsprachigen Raum. Wie gering das Wissen über die Ukraine ist, zeigte sich im Verlauf der Maidanrevolution 2013/2014 und der sich daran anschließenden Ereignisse, etwa der militärischen Invasion Russlands in der Ostukraine und der Halbinsel Krim, im Laufe derer sich nicht wenige Beobachter von den Vorgängen überrascht zeigten. Dass der als fragil geltende ukrainische Staat im Zuge der Revolution und im Angesicht der Bedrohung von außen zu einer, wenngleich noch immer prekären, inneren Stabilisierung gefunden hatte, hatten nur wenige Beobachter vorauszusagen vermocht.3 Die Ereignisse und deren Bewertung ließen zu Tage treten, welch Mangelware ukrainische Sprach- und Landeskunde sowie politische Expertise zu diesem Land waren und noch immer sind. Dies verwundert kaum, wurde und werden im deutschsprachigen Raum Ukrainistik und ukrainische Landeskunde doch oft als Stiefkind der Russlandforschung betrachtet. Ihre Entsprechung findet diese Ignoranz in einer wesentlich auf Russland fokussierenden Osteuropapolitik, in der die Staaten „Zwischeneuropas“ oft zum Gegenstand der eigenen Interessen degradiert werden.

Dabei ist ein besseres Verständnis der politischen Prozesse, namentlich des Reformprozesses in der Ukraine, von besonderer Bedeutung. Dies gilt sowohl für das Land selbst, wie auch für seine Nachbarn und die Europäische Union, die im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik mit der Ukraine ein umfassendes Assoziierungsabkommen geschlossen hat. Die Relevanz der Vorgänge in der Ukraine für Europa erklärt sich durch eine Vielzahl von Gründen. Zum einen steht die Ukraine vor der enormen Aufgabe, die lange verschleppten Transformations- und Demokratisierungsprozesse in Gang zu setzen, um auf lange Sicht zu ihren westlichen Nachbarstaaten aufschließen zu können. Das bedeutet fundamentale Reformen in nahezu allen Politikfeldern und Umwälzungen in den staatlichen Strukturen, die in ihrer Breite und Tiefe einen Systemwechsel bedeuten. Zum anderen muss der Modernisierungsprozess gleichzeitig auf die Festigung der Grundlagen der Staatlichkeit abstellen, die durch den verspäteten Systemwandel und nun durch die militärische Bedrohung seitens der Russischen Föderation ihre Fragilität offenbarte. Darüber hinaus ist das Gelingen des ukrainischen Reformprozesses auch für Europa selbst von nicht zu unterschätzender Bedeutung, handelt es sich doch bei der Ukraine um ein unmittelbares Nachbarland der EU, dessen wirtschaftliche und politische Stabilität direkte Auswirkungen auf die europäische Sicherheitsarchitektur hat. Schlussendlich sind die Implikationen einer erfolgreichen Modernisierung und Demokratisierung der Ukraine aufgrund ihrer Signalwirkung auf die politischen Verhältnisse in anderen Teilnehmerstaaten der Europäischen Nachbarschaftspolitik, vor allem aber Russland nicht zu unterschätzen.

Die vorliegende Arbeit setzt sich daher zum Ziel den Reformprozess in der Ukraine, welcher nach der Maidanrevolution 2014 begann, eingehender zu betrachten und ihn im Rahmen der Transformationsforschung zu kontextualisieren. Konkret soll der Frage nachgegangen werden, welche Reformen seit dem Machtwechsel angegangen worden sind und wie der bislang erzielte Reformfortschritt im Kontext der modernen Transformationsforschung zu bewerten ist. Dazu soll eingangs Einblick in die grundlegenden Konzepte, Begrifflichkeiten und Akteure von Transformationsprozessen gegeben werden, aufbauend auf welchem in weiterer Folge eine Analyse der konkreten Reformmaßnahmen vollzogen wird. 

In einem nächsten Abschnitt soll der Zeitraum von 1991 bis 2013, also der Zeit von der Erlangung der Unabhängigkeit über die Orange Revolution bis zum Vorabend der Maidanrevolution, überblicksartig dargestellt werden, um ein besseres Verständnis des Transformationsprozesses zu ermöglichen. Dies umfasst neben einem kurzen historischen Exkurs eine Betrachtung jener Faktoren, die dazu führten, dass der Systemwandel in der Ukraine nicht vollständig vollzogen wurde.

In einem weiteren Schritt werden weiter die konkreten Maßnahmen der Regierungen Jacenjuk und Hrojsman vor dem Hintergrund der von ihnen angekündigten Reformagenden beschrieben. Hierbei sollen sowohl Fortschritte und Erfolge als auch Misserfolge und etwaige Rückschritte herausgearbeitet werden. In diesem Zusammenhang erfolgt eine breit angelegte Gegenüberstellung der von Regierung sowie der Zivilgesellschaft formulierten Reformagenden und –strategien. Diese werden mit dem bisher Erreichten abgeglichen, um ein umfassenderes Bild des bisherigen Reformprozesses zu ermöglichen. Ebenso werden jene Faktoren besprochen, die im spezifisch ukrainischen Kontext als strukturelle Hindernisse bzw. aktive Obstruktionskräfte gelten können, um sich anschließend der Frage zu nähern, welche Akteure als die maßgeblichen Agenten für die Weiterführung und Intensivierung des Reformprozesses ausgemacht werden können. Daneben wird der Frage nachzugehen sein, inwiefern der Reformfortschritt qualifiziert bzw. quantifiziert werden kann ist und welche Operationalisierung im Rahmen einer wissenschaftlichen Bewertung sinnvoll erscheint.

Anschließend werden in kurzer Form verschiedene Varianten diskutiert, die eine qualifizierte Einordnung des Reformfortschritts unter wissenschaftlichen Aspekten erlauben. Die Frage, wie sich der jeweilige Fortschritt messen und bewerten lässt und welche Instrumentarien dafür zur Verfügung stehen, ist für ein besseres Verständnis der Materie unabdingbar, da die Bewertungen einzelner Maßnahmen und deren Gewichtung je nach Quelle und Akteur signifikante Divergenzen aufweisen. Eine neutrale, wissenschaftlichen Kriterien genügende Bewertung kann einen wertvollen Beitrag zum Verständnis der Komplexität und der besseren Einordnung der Erfolgschancen der Reformmaßnahmen leisten.

In einem weiteren Kapitel wird der Verlauf des Reformprozesses an einem konkreten Beispiel detailliert untersucht. Für diese Fallstudie ist die Reform des Staatsdienstes und der öffentlichen Verwaltung als konkrete einzelne, aber interdependente Maßnahme ausgewählt worden. Nach einem einleitenden Teil zur Historie und generellen Relevanz der Reform, wird das Vorhaben zur Modernisierung von Verwaltung und Ministerien, welches einen wesentlichen Teilbereich der Reform darstellt, vor dem Hintergrund der Bedeutung für andere Politikbereiche analysiert. Eingegangen wird hierbei auf die Kernbestimmungen des neuen Gesetzes über den Staatsdienst mit Blick auf die wichtigsten Neuerungen inhaltlicher, struktureller und institutioneller Natur. In einem weiteren Schritt wird anhand einer Zeitschiene die Umsetzung der Reform nachvollzogen. Im Anschluss daran wird auf Grundlage der Analyse der Implementierung des neuen Gesetzes eine erste Bilanz gezogen. Die Einschätzung externer Experten wird darin ebenso Erwähnung finden wie die von Vertretern der Zivilgesellschaft, um eine ausgeglichene und faire Bewertung zu ermöglichen. Im Zuge der Diskussion von Erfolg oder Scheitern der Reform wird auch die öffentliche Meinung in Form empirischer Daten miteinbezogen, um zu verdeutlichen wie die Bürger des Landes den Reformfortschritt einschätzen.

Zu Systematisierung des Besprochenen und um eine bessere Einordnung des Standes der Reformbemühungen zu ermöglichen, werden abschließend Interviews mit ausgewählten, unterschiedlichste Perspektiven vertretenden Akteuren der Reform kürzere Interviews geführt und die Quintessenz derselben widergegeben. So kann ein realistischeres Bild über Fortschritt und Scheitern der verschiedenen Modernisierungsvorhaben und der Reform der Staatsverwaltung im Besonderen gezeichnet werden, wenngleich der Prozess bis dato nicht abgeschlossen ist. 

 

2 Anmerkungen zur Quellenlage

Den analytischen Betrachtungen sollen an dieser Stelle einleitend ein paar kurze Anmerkungen zur Quellenlage vorausgeschickt werden. Dies scheint sowohl ob der thematischen Spezifik als auch der zeitlichen Nähe zum Forschungsgegenstand notwendig. 

Generell lässt sich konstatieren, dass die zur Verfügung stehende Literatur zu grundlegenden Konzepten und Fragestellungen der Transformations- und Modernisierungsproblematik sehr reichhaltig ausfällt. Dies gilt sowohl im Hinblick auf die theoretischen Grundlagen der Transformationsforschung als auch für länder- bzw. themenbezogene Fallanalysen. Wissenschaftliche Publikationen lassen sich dabei problemlos in englischer wie in deutscher Sprache finden. Gleiches trifft für die thematische Vielfalt der diesbezüglichen Veröffentlichungen zu; dem Forschenden steht eine Reihe wissenschaftlicher Publikationen zur Systemtheorie zur Verfügung, sowohl was makrotheoretische Erklärungsmuster als auch mikrotheoretische, akteursbezogene Konzepte betrifft. In der vorliegenden Arbeit wird dementsprechend versucht der inhaltlichen Breite an Literatur zur Transformationsproblematik Rechnung zu tragen. 

Mit Blick auf den Transformationsprozess in der Ukraine im Allgemeinen und den Reformprozess ab 2014 im Besonderen gestaltet sich die Lage ein wenig anders. Zwar setzt sich eine Reihe von Veröffentlichungen mit der Transformationsproblematik in dem Land auseinander, oft aber in Form von Vergleichsstudien mit anderen Ländern Mitteleuropas oder Russland, in Rahmen derer die Erfolge der jeweiligen Modernisierungsprozesse komparatistisch betrachtet werden, ohne jedoch tiefer auf die Ukraine-spezifischen Rahmenbedingungen einzugehen. Ein überwiegender Teil der Literatur fokussiert dabei auf die 1990er Jahre sowie die Zeit unmittelbar nach der Orangen Revolution.

Zum Reformprozess in der Ukraine, insbesondere zu den seit der Maidanrevolution 2014 beschlossenen umfassenden Reformvorhaben und den bereits umgesetzten Maßnahmen, existiert bis dato jedoch nur ein überschaubares Feld an analytischer Literatur. Positiv ist hier der 2016 erschienene Autorenband „After Euromaidan“ von Henry Hale und Robert Orttung zu erwähnen.4 Darüber hinaus haben Taras Kuzio, Paul D’Anieri und Andreas Umland maßgeblich zur analytischen Aufarbeitung der politischen Geschehnisse in der Ukraine beigetragen, die im Zuge der Arbeit Berücksichtigung finden.5 Grundlagenarbeit zu ganz verschiedenen Ukrainethematiken haben ebenso bekannte Forscher wie Richard Sakwa, Timothy Snyder, Anders Åslund und Andrew Wilson geleistet.6 Zahlreiche wissenschaftliche Veröffentlichungen wie Sachbücher sind von ukrainischen Forschern und Schriftstellern erschienen, stellvertretend zu nennen wären an dieser Stelle Mykola Rjabčuk, Jurij Andruhovyč, Andrej Kurkov und Andrii Portnov.7

In der deutschsprachigen Wissenschaftsliteratur haben sich Andreas Umland, Wilfried Jilge und Manfred Sapper um die Thematik verdient gemacht. Seit 2014 wächst auch das Spektrum an Sachbüchern zu ukrainischer Landeskunde, Literatur und Geschichte im 20. und 21. Jahrhundert, etwa durch Titel von Andreas Kappeler, Karl Schlögel und Martin Pollack. 

In diesem Zusammenhang ist gleichsam anzumerken, dass der oben beschriebenen wissenschaftlich-kritischen und ausgewogenen Literatur eine ganze Reihe von Publikationen gegenübersteht, die in übermäßigem Maße und ohne ein Minimum an analytischer Ausgewogenheit für sich in Anspruch nehmen zu können zuvorderst die negativen Entwicklungen der letzten Jahre betont. Gemein ist diesen Titeln oftmals nicht nur die fehlende Ukraineexpertise ihrer Verfasser, sondern die Wahrnehmung der Ukraine als russischem Satellitenstaat, als Spielball in den Interessen europäischer Führungsmächte und Russland. Das Diktum solcher Publikationen ist dabei im Grunde das ewig gleiche: die Ukraine als Land, deren kulturelle, sprachliche und somit – in finaler Konsequenz – staatliche Eigenständigkeit fraglich sei und welches im natürlichen russischen Einflussbereich liege, aus welcher es westliche Staaten im Verbund mit korrupten und rechtsextremem Eliten gegen den Willen seiner Bevölkerung herauszureißen trachten.8 Derlei Literatur wäre aus wissenschaftlicher Perspektive allein nicht weiter erwähnenswert, würden derartige Narrative nicht eine solche Breitenwirkung in der Öffentlichkeit erzielen, sei es durch das Geschwätz der „Russlandversteher“ oder gezielte Beeinflussung der öffentlichen Meinung durch staatliche russische Medien.

Wenn einerseits die begrenzte Zahl an wissenschaftlichen Veröffentlichungen kritisiert wird, so ist andererseits auf die Vielzahl an Sekundärquellen in Form von Think Tank Policy Papers und Medienberichten hinzuweisen, die zur Problematik des ukrainischen Reformprozesses erschienen sind. Think Tanks wie Chatham House und Carnegie haben sich in jüngster Zeit eingehender mit der Thematik befasst.9 Darüber hinaus existiert eine ganze Reihe von Reformkonzepten und Analysen, die insbesondere von Vertretern der Zivilgesellschaft formuliert und eingefordert werden. Als weitere ergiebige Quelle können die offiziellen Reformagenden der Regierung und des Nationalen Reformrates der Ukraine gelten, ebenso deren Implementierungsberichte sowie konkrete Gesetzestexte, etwa im Hinblick auf die Reform der öffentlichen Verwaltung. Länderberichte und statistische Analysen internationaler und transnationaler Organisationen wie der EU, der OSZE, der Weltbank oder des Weltwährungsfondes runden die verwendete Literaturbasis ab. 

Es ist zu berücksichtigen, dass die meisten dieser Veröffentlichungen auf die ersten Reformerfolge sowie Vielzahl der zu implementierenden Maßnahmen, weniger jedoch auf deren faktische Umsetzung und deren spezifisch ukrainischen Machtkontext fokussieren. Dem wird im Rahmen dieser Untersuchung Rechnung getragen.

Abschließend sei festgehalten, dass in der vorliegenden Arbeit versucht wird, eine Vielzahl an inhaltlichen wie verschiedensprachigen Quellen zu nutzen. Diese sind maßgeblich englischsprachig, aber auch russischsprachig-ukrainisch oder ukrainischsprachig. Angemerkt sei darüber hinaus, dass die anfangs zur Verfügung stehende Literaturbasis im Zuge des Arbeitsprozesses deutlich verbreitert und auf diesem Wege für die Gesamtbeurteilung eine qualitativ signifikant verbesserte Quellenlage erreicht werden konnte.

 

3 Transformation

Nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Systeme in Zentral- und Osteuropa 1989 beziehungsweise 1991, erlebten viele der Staaten eine Epoche der politischen, ökonomischen und geistigen Umwälzung. Geschwindigkeit und Intensität der jeweiligen Transformationsprozesse fielen dabei von Land zu Land sehr differenziert aus. Während speziell die Länder Mitteleuropas, von denen die meisten an frühere nationalstaatliche Erfahrungen anknüpfen konnten, vergleichsweise schnell und umfassend den Weg der Modernisierung und Demokratisierung beschritten, der sich später in Beitritten zu EU und NATO materialisieren sollte, gerieten die Staaten Ost- und Südosteuropas in eine Phase andauernder wirtschaftlicher Stagnation und politischen Autoritarismus. In einigen Nachfolgestaaten Jugoslawiens brach im Gefolge der Umbrüche Krieg aus. 

Für die vorliegende Arbeit ist in diesem Zusammenhang vorderhand von Interesse, diese Umwälzungs- und Modernisierungsprozesse näher zu beleuchten sowie grundlegende Konzeptionen und Modelle eingehender zu klären, um darauf aufbauend die Entwicklungen in der Ukraine vor diesem Hintergrund konkreter diskutieren zu können. Um den Rahmen der Analyse überschaubar zu gestalten, wird im Zuge der Betrachtung der Schwerpunkt auf die politisch-systemischen und akteursbezogenen Aspekte der Modernisierungsprozesse gelegt, andere Facetten sollen eher schematisch abgehandelt werden. 

Da in der jüngeren Zeit eine ganze Reihe von Studien und Veröffentlichungen zum Thema Transformation erschienen ist und speziell im Bereich der Demokratietheorien das Feld von konkurrierenden Erklärungsansätzen geprägt ist, soll sich diese Arbeit maßgeblich an den Konzepten von Wolfgang Merkel, Adam Przeworski, Jerzy Maćków und Huntington orientieren, wobei versucht werden soll systemtheoretische wie akteursbezogene Erklärungsmodelle vergleichend in die Analyse miteinzubeziehen.10

3.1 Zur Begriffsklärung – Was bedeutet Transformation?

Als Transformation wird in der Politikwissenschaft im Allgemeinen der grundlegende Wandel oder Austausch eines politischen Systems, in der Regel zeitgleich auch des Wirtschaftssystems eines Staates, verbunden. In den Wirtschaftswissenschaften meint Transformation den Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft. Im Besonderen bezieht sich der Begriff auf Veränderungsprozesse von diktatorischen und autokratischen Regierungsformen hin zu demokratischen oder teilweise demokratisierten politischen Systemen, wie man bei Samuel Huntington nachlesen kann.11 Huntington beschreibt in seiner Kategorisierung von Transformationsmodellen keinesfalls nur die Demokratisierungsbestrebungen nach dem Zusammenbruch des Kommunismus, sondern schließt gleichsam die Systemwechsel in den südeuropäischen Rechtsdiktaturen, wie etwa Spanien und Portugal, den ehemaligen, kapitalistischen Autokratien Ostasiens, beispielsweise den Philippinen oder Südkorea, und den früheren Militärdiktaturen Südamerikas, etwa in Chile oder Argentinien, mit ein.12 

Da Umfang und Ergebnis einer politischen Transformation divergieren, müssen verschiedene Kategorien derselben unterschieden werden. Um dieser Vielschichtigkeit gerecht zu werden, spricht der Politikwissenschaftler Wolfgang Merkel, die Intensität des Wandlungsprozesses abstufend, von Regierungswechsel, Regimewechsel, Systemwandel, Systemwechsel und Transition.13 

Der Systemwandel beschreibt ihm zufolge beginnende, und schrittweise erfolgende fundamentale Veränderungen in Struktur und Funktionsweise eines Regimes, die zu einem neuen Systemtypus führen, wobei der Ausgang des Prozesses als solchem offen bleibt. Systemwechsel bringen indessen Umwälzungen der Herrschaftsstruktur und des Herrschaftszugangs mit sich, die definitiv zu einem neuen Systemtypus führen.14 Andere Forscher sprechen mit Blick auf den Übergang zur Demokratie von Unsicherheitsinstitutionalisierung.15 

3.2 Der Aspekt der Demokratisierung im Rahmen der Transformation

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll unter dem Begriff der Demokratisierung ein Modernisierungsmodell Verwendung finden, das einen Übergang zu einem demokratischen und marktwirtschaftlich organisierten Staatswesen meint. Daneben existieren auch Modelle, die andere Definitionen und Gewichtungen einzelner Transformationsaspekte vornehmen.16 Dabei sollen im Folgenden nicht alle existierenden Transformationstheorien in ihrer Gesamtheit referiert, sondern zentrale, für das Grundverständnis der Prozesse notwendige und im Hinblick auf die Ukraine relevante Kernaspekte besprochen werden.

Generell lässt sich zusammenfassend sagen, dass in der modernen Politikwissenschaft davon ausgegangen wird, dass die Transformation idealtypisch den Übergang von einem totalitären hin zu einem pluralistischen, freien, demokratischen System bezeichnet, unabhängig davon, ob die Transformation schließlich erfolgreich verläuft, oder in einer illiberalen beziehungsweise defekten Demokratie, oder auch einem autoritärem Regime endet. Im Fokus steht der Prozess als solcher. Die Gewichtung der Rolle einzelner demokratischer Aspekte fällt dabei jedoch gleichsam verschieden aus. Die von Samuel Huntington genannten Demokratisierungswellen haben Wolfgang Merkel sowie der Politikwissenschaftler Robert Alan Dahl in seinem modernisierten Polyarchie-Konzept später um einige Spezifika erweitert. Merkel und Maćków weisen auf eine Vielzahl möglicher hybrider Regime und Autoritarismen hin. Hierzu sei angemerkt, dass Transformations- und Demokratisierungsprozesse heute nicht mehr als unumkehrbar angesehen werden. 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass es sowohl auf Mikroebene ansetzende, von akteurs- und handlungstheoretischen Überlegungen geleitete als auch auf die Makroebene fokussierte, strukturalistische Theorien gibt. Beide sollen im Folgenden kurz näher erläutert und besprochen werden, da sie an späterer Stelle relevant sein werden. Im Folgenden sollen die einzelnen Konzepte eingehender diskutiert werden.

3.3 Ursachen für Transformation

Bevor die einzelnen Transformationsmodelle besprochen werden, ist die Frage zu klären, welche die Ausgangspunkte und Auslöser sind, die einen Übergang von totalitären Systemen hin zu einer umfassenden Modernisierung und Demokratisierung ursächlich erwirken und beschleunigen. 

Generell erkennt die politikwissenschaftliche Forschung eine ganze Reihe unterschiedlicher Ursachen für die Transformation politischer Systeme, speziell von totalitären hin zu demokratischen, an. Die Ursachen sind dabei meist komplexer Natur, oftmals überlagern sich mehrere Aspekte gleichzeitig und dementsprechend in ihrer ursächlichen Wirkung nur schwer voneinander zu trennen. Dennoch soll an dieser Stelle ein kurzer Abriss der als wesentlich identifizierten Ursachen dargestellt werden. An späterer Stelle wird dieser dann auf den osteuropäischen Raum detaillierter zugeschnitten werden, wobei die Frage zu stellen sein wird, inwiefern die Modelle auf die jeweiligen Räume angewendet werden können und welche Besonderheiten es zu beachten gilt. 
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